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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Unterhaltsrechts 

A. Problem und Ziel 

Das Unterhaltsrecht soll an die geänderten gesellschaftlichen Verhältnisse und 

den eingetretenen Wertewandel angepasst werden: Die heutigen 

gesellschaftlichen Verhältnisse sind gekennzeichnet durch steigende 

Scheidungszahlen, die vermehrte Gründung von „Zweitfamilien" mit Kindern nach 

Scheidung einer ersten Ehe und eine zunehmende Zahl von Kindern, deren Eltern 

in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft leben oder die alleinerziehend sind. 

Auch die geänderte Rollenverteilung innerhalb der Ehe, bei der immer häufiger 

beide Partner - auch mit Kindern - berufstätig bleiben oder nach einer 

erziehungsbedingten Unterbrechung ihre Erwerbstätigkeit wieder aufnehmen, 

erfordern Anpassungen im Unterhaltsrecht. Der Entwurf verfolgt vor diesem 

Hintergrund drei Ziele: Die Stärkung des Kindeswohls, die Betonung des 

Grundsatzes der Eigenverantwortung nach der Ehe und die Vereinfachung des 

Unterhaltsrechts. 

B. Lösung 

Um diese Ziele zu erreichen, sieht der Entwurf Folgendes vor: 

- Die Stärkung des Kindeswohls wird vor allem durch eine Änderung der 

unterhaltsrechtlichen Rangfolge erreicht. Den Unterhaltsansprüchen von 

minderjährigen unverheirateten Kindern und von volljährigen unverheirateten 

Kindern, die noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet haben, im Haushalt der 

Eltern oder eines Elternteils leben und sich noch in der allgemeinen 

Schulausbildung befinden, wird Vorrang vor allen anderen 

Unterhaltsansprüchen eingeräumt. Damit soll auch die Zahl minderjähriger 
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1. für die Zeit bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahrs (erste Altersstufe) 

87 Prozent, 

2. für die Zeit vom siebten bis zur Vollendung des zwölften Lebensjahrs (zweite Al- 

tersstufe) 100 Prozent, und 

3. für die Zeit vom 13. Lebensjahr an (dritte Altersstufe) 1 17 Prozent 

eines Zwölftels des doppelten Kinderfreibetrags." 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort ,,Vomhundertsatz" durch das Wort „Prozentsatzu er- 

setzt. 

C) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Der Mindestunterhalt einer höheren Altersstufe ist ab dem Beginn des Monats 

maßgebend, in dem das Kind das betreffende Lebensjahr vollendet." 

d) Die Absätze 4 und 5 werden aufgehoben. 

19. 5 1612b wird wie folgt gefasst: 

„§ 1612b 

Deckung des Barbedarfs durch Kindergeld 

(1) Das auf das Kind entfallende Kindergeld ist zur Deckung seines Barbedarfs zu 

verwenden: 

I. zur Hälfte, wenn ein Elternteil seine Unterhaltspflicht durch Betreuung des Kindes 

erfüllt (3 1606 Abs. 3 Satz 2); 

2. in allen anderen Fällen in voller Höhe. 

In diesem Umfang mindert es den Barbedarf des Kindes. 

(2) Ist das Kindergeld wegen der Berücksichtigung eines nicht gemeinschaftlichen 

Kindes erhöht, ist es im Umfang der Erhöhung nicht bedarfsmindernd zu berück- 

sichtigen." 

20. 5 16151 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „grob gestrichen. 

b) Absatz 3 Satz 3 wird aufgehoben. 
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des vollen Kindergelds verbleibenden Restbedarfs zu ermitteln. Dies ist angemessen, weil 

kein Elternteil mehr dem Kind zum Betreuungsunterhalt verpflichtet ist. 

Bei einem volljährigen, außerhalb des elterlichen Haushalts lebenden Kind gilt im Prinzip 

Entsprechendes; auch hier ist das Kindergeld voll auf den Unterhaltsbedarf anzurechnen. 

Der verbleibende Bedarf ist von den Eltern entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit anteilig zu 

decken (§ 1606 Abs. 3 Satz 1 BGB). Soweit in diesem Fall das Kindergeld nicht direkt an das 

Kind ausbezahlt wird, hat das Kind schon nach der bisherigen Rechtsprechung des Bundes- 

gerichtshofs (BGH, FamRZ 2006, 99 [102]) gegen den Elternteil, der das Kindergeld bezieht, 

einen Anspruch auf Auskehrung. Dieser Anspruch kommt im Wortlaut der Bestimmung da- 

durch zum Ausdruck, dass das Kindergeld zur Deckung des Barbedarfs des Kindes „zu ver- 

wenden" ist; er besteht unabhängig von der unterhaltsrechtlichen Leistungsfähigkeit des kin- 

dergeldbeziehenden Elternteils. Im Einklang mit der in der Literatur vertretenen Auffassung 
--I (vgl. Scholz, FamRZ 2006, 106 [107]) kann das Kind also auch von einem Elternteil, der leis- 

tungsunfähig ist, Zahlung des diesem zugeflossenen Kindergelds verlangen. Denn beim Kin- 

dergeld handelt es sich um eine zweckgebundene öffentliche Leistung, die unterhaltsrecht- 

lich nicht als Einkommen der Eltern angesehen wird (vgl. Hoppenz-Hülsmann, Familiensa- 

chen [8. Aufl. 20051, § 1612b Rn. 4). Neben dem unterhaltsrechtlichen Anspruch auf Auskeh- 

rung besteht im Übrigen noch die Möglichkeit, das Kindergeld nach öffentlichem Recht abzu- 

zweigen und direkt an das Kind auszuzahlen (§ 74 EStG). 

§ 1612b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Entwurfs erfasst schließlich auch die Fälle, in denen kein 

Elternteil seine Unterhaltspflicht gegenüber einem minderjährigen Kind durch die Betreuung 

des Kindes erfüllt, etwa bei einer Fremdunterbringung des Kindes. Die Vorschrift gilt auch, 

wenn das Kindergeld in diesen Fällen an einen Dritten ausbezahlt wird. 

j 

5 1612b Abc. 2 BGB des Entwurfs entspricht dem bisherigen § 1612b Abs. 4 BGB. Zwi- 

schen den beiden Elternteilen soll nur derjenige Kindergeldbetrag ausgeglichen werden, der 

für ein gemeinschaftliches Kind anfallen würde und nicht der so genannte „Zählkindvorteil". 

Dieser wird vielmehr in der Regel dem bezugsberechtigten Elternteil als Einkommen verblei- 

ben (vgl. JohannsenIHenrich-Graba, Eherecht [4. Aufl. 20031, § 1612b Rn. 9, 14). 

Zu Nr. 20 (Neufassung von 5 16151 BGB) 

Die Neufassung von § 161 51 Abs. 2 Satz 3 bezweckt die weitere Annäherung der Betreu- 

ungsunterhaltsansprüche geschiedener bzw. getrennt lebender Eltern einerseits und nicht 

verheirateter Eltern andererseits im Hinblick auf den Unterhaltszeitraum. Bei der Aufhebung 
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von Absatz 3 Satz 3 handelt es sich um eine durch die Neuregelung der unterhaltsrechtli- 

chen Rangordnung bedingte Folgeänderung. 

Neufassuna von Abs. 2 Satz 3 

Mit der Neufassung wird die Schwelle, ab der eine Durchbrechung der zeitlichen Begrenzung 

des Betreuungsunterhaltsanspruchs der nicht verheirateten Mutter (und über 5 16151 Abs. 4 

BGB des Anspruchs des nicht verheirateten Vaters) möglich ist, abgesenkt. Künftig kann 

Betreuungsunterhalt über den Dreijahreszeitraum hinaus gewährt werden, sofern es insbe- 

sondere unter Berücksichtigung der Belange des Kindes unbillig wäre, einen Unterhaltsan- 

spruch nach Ablauf dieser Frist zu versagen. 

Die Neufassung setzt den vom Gesetzgeber bereits früher eingeschlagenen Weg, den 
\ 

Betreuungsunterhaltsanspruch der nicht verheirateten Mutter auszudehnen, konsequent fort: 

Der Anspruch der nicht verheirateten Mutter gegen den Vater ihres Kindes auf Zahlung von 

Betreuungsunterhalt wurde erstmals durch das Gesetz über die rechtliche Stellung der nicht- 

ehelichen Kinder vom 19. August 1969 (Nichtehelichengesetz; BGBI. I S. 1243) geregelt und 

war in der ursprünglichen Fassung auf ein Jahr nach der Entbindung befristet. Durch das 

Schwangeren- und Familienhilfeänderungsgesetz vom 21. August 1995 (BGBI. I S. 1050) 

wurde der Anspruch auf eine Dauer von drei Jahren ausgedehnt. Durch das Kindschafts- 

rechtsreformgesetz vom 16. Dezember 1997 (BGBI. I S. 2942) wurde schliel3lich die Mög- 

lichkeit geschaffen, die Dreijahresgrenze in Härtefällen zu durchbrechen. Die regelmäßige 

Begrenzung des Unterhaltsanspruchs auf drei Jahre nach der Geburt des Kindes gilt danach 

nur, sofern es nicht insbesondere unter Berücksichtigung der Belange des Kindes grob unbil- 

lig wäre, einen Unterhaltsanspruch nach Fristablauf zu versagen. Die Neufassung führt zu 

) einer Absenkung dieser Schwelle. 

An der bisherigen Begrenzung des Betreuungsunterhalts auf regelmäßig bis zu drei Jahre 

nach der Geburt des Kindes wird festgehalten. Die Begrenzung des Betreuungsunterhalts 

auf drei Jahre ist bei der gebotenen, typisierenden Betrachtung im Regelfall angemessen, 

weil ab dem dritten Lebensjahr des Kindes eine Fremdbetreuung regelmäßig möglich ist und 

tatsächlich auch erfolgt, ohne dass sich dies zum Nachteil des Kindes auswirkt. Denn an den 

Dreijahreszeitraum knüpfen zahlreiche sozialstaatliche Leistungen und Regelungen an. In- 

soweit sind etwa der Anspruch des Kindes auf einen Kindergartenplatz vom vollendeten drit- 

ten Lebensjahr (5 24 Achtes Buch Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe) zu nennen 

oder die Zumutbarkeit einer Erwerbstätigkeit eines Hilfebedürftigen, soweit die Betreuung 

des Kindes, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, in einer Tageseinrichtung sichergestellt 

ist (9 10 Abs. 1 Nr. 3 Zweites Buch Sozialgesetzbuch - Grundsicherung für Arbeitsuchende). 
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Die damit verbundene unterschiedliche Ausgestaltung des Betreuungsunterhaltsanspruchs 

von geschiedenen bzw. getrennt lebenden Elternteilen einerseits und nicht verheirateten 

Elternteilen andererseits ist gerechtfertigt und mit Art. 3 und 6 GG vereinbar. Der Unterhalts- 

anspruch des nicht verheirateten Elternteils soll diesen während der ersten drei Lebensjahre 

des Kindes von der Erwerbspflicht freistellen, damit er sich in vollem Umfang der Pflege und 

Erziehung des Kindes widmen kann. Die demgegenüber stärkere Ausgestaltung des nach- 

ehelichen Unterhaltsanspruchs durch die grundsätzlich längere Dauer der Unterhaltspflicht 

ist durch den zusätzlichen Schutzzweck der nachehelichen Solidarität begründet und findet 

seine Rechtfertigung in der tatsächlich und rechtlich unterschiedlichen Situation verheirateter 

und nicht verheirateter Eltern (vgl. BGH, FamRZ 2005, 347 [349]). Mit der Eingehung der 

Ehe übernehmen die Ehegatten füreinander Verantwortung und verpflichten sich zur eheli- 

- chen Lebensgemeinschaft, die prinzipiell lebenslang besteht (9 1353 Abs. 1 BGB). Die ein- 
) gegangene Bindung verpflichtet die Ehegatten auch im Fall des Scheiterns der Ehe im ge- 

setzlich vorgegebenen Umfang zur nachehelichen Solidarität unter Einschluss von Unter- 

haltsleistungen insbesondere dann, wenn ein Ehegatte infolge der Aufgaben- und Rollen- 

verteilung während der Ehe durch die Scheidung Nachteile erleidet. Eine derartig starke ge- 

genseitige Bindung, die wechselseitig Rechte und Pflichten hervorbringt und selbst über die 

Beendigung der personalen Beziehung hinaus fortbesteht, gehen nicht verheiratete Eltern 

nicht ein. Über das Ende ihrer persönlichen Beziehung hinaus trifft sie von Rechts wegen 

keine wie auch immer geartete Solidarität. Bereits dieser Unterschied rechtfertigt es, die ge- 

genseitigen Unterhaltsverpflichtungen von Ehegatten und nicht verheirateten Partnern aus 

Anlass der Geburt eines gemeinsamen Kindes unterschiedlich auszugestalten. Hinzu kommt 

die große Bandbreite der im Bereich nicht verheirateter Eltern anzutreffenden Lebensgestal- 

tungen: Denn hier gibt es sowohl langandauernde Verbindungen als auch kurzzeitige, flüch- 

) tige Affären, aus denen ein Kind hervorgegangen ist. Eine gesetzliche Regelung dieses Be- 

reichs muss diese Bandbreite an Lebensentwürfen widerspiegeln und ihnen gerecht werden. 

Auch von daher verbietet sich eine schematische Gleichbehandlung der Betreuungssituation 

verheirateter und nicht verheirateter Eltern. 

Die Neufassung beschränkt sich deshalb darauf, die Betreuungssituation verheirateter und 

nicht verheirateter Eltern weiter aneinander anzunähern. Damit greift sie auch eine bereits 

vorhandene Tendenz in der jüngeren Rechtsprechung auf (vgl. BGH, FamRZ 2005, 354 ff. 

sowie etwa OLG Karlsruhe, NJW 2004, 523 f.; OLG Schleswig, FamRZ 2004, 975 ff.; OLG 

Düsseldorf, FamRZ 2005, 234 ff.; OLG Düsseldorf, FamRZ 2005, 1772 ff.) und folgt den 

Empfehlungen des Vorstandes des 16. Deutschen Familiengerichtstags an die Gesetzge- 

bung (FamRZ 2005, 1962 [1963]). 
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Die Frage, wann Betreuungsunterhalt über die Dreijahresgrenze hinaus gewährt werden 

kann, ist eine Frage der Billigkeit. Mit der Neufassung wird der Maßstab deutlich abgesenkt; 

es ist nun nicht mehr erforderlich, dass die Versagung von Betreuungsunterhalt dem Gerech- 

tigkeitsempfinden in unerträglicher Weise widersprechen würde. Wann die Versagung weite- 

ren Betreuungsunterhalts unbillig ist, kann nur von den Gerichten aufgrund einer umfassen- 

den Abwägung unter Berücksichtigung aller Umstände des konkreten Einzelfalles bestimmt 

werden. In erster Linie sind dabei kindbezogene Belange zu berücksichtigen. Durch das 

Wort „insbesondereu in der Gesetzesformulierung ist es aber möglich, auch elternbezogene 

Belange oder sonstige Umstände, die geeignet sind, eine Durchbrechung der Dreijahres- 

grenze zu rechtfertigen, bei der Abwägung zu berücksichtigen. Damit erhalten die Gerichte 

genügend Raum, um eine dem Einzelfall gerecht werdende Lösung zu finden; dies auch im 

Hinblick auf eine mögliche Begrenzung des Unterhaltsanspruchs der Höhe nach oder in zeit- 

licher Hinsicht, wenn Unterhalt über die Dreijahresgrenze hinaus zu leisten ist (vgl. OLG 
, . Düsseldorf, FamRZ 2005, 1772 [I 7751). 

Aus diesem Grund bedarf es auch keiner Anpassung von § 16151 Abs. 2 Satz 2 BGB an den 

neuen Wortlaut von § 1570 BGB. Die Elemente der Wertung, die im Rahmen von § 1570 

Satz 2 Entwurf zu berücksichtigen sind, sind bereits heute Bestandteil der Prüfung, ob Be- 

treuungsunterhalt über die Dreijahresgrenze hinaus gewährt wird. 

Die Annäherung bei der Regelung der Betreuungssituation geschieht im Übrigen auch von 

der anderen Seite her: Neben der Absenkung der Billigkeitsschwelle des § 16151 Abs. 2 BGB 

soll über die stärkere Betonung der nachehelichen Eigenverantwortung (5 1569 Entwurf), die 

Berücksichtigung der individuellen Möglichkeiten der Kinderbetreuung (§ 1570 Satz 2 Ent- 

wurf) und die erhöhten Anforderungen an die Erwerbsobliegenheit des geschiedenen Ehe- 

I gatten (§ 1574 Entwurf) auch eine Änderung der Rechtsprechung zu 1570 BGB und den 

von ihr formulierten Grenzen, ab welchem Kindesalter dem betreuenden Elternteil eine (Teil-) 

Erwerbstätigkeit zugemutet werden kann, bewirkt werden (s. dazu Begründung zu 1569, 

1570 Entwurf). 

Aufhebuna von Abs. 3 Satz 3 

Die Regelung in 16151 Abs. 3 Satz 3 BGB, in der bislang der Rang des Betreuungsunter- 

haltsanspruchs festgelegt wird, ist durch die IVeufassung von 1609 Entwurf entbehrlich 

geworden. Über die Verweisung in § 161 51 Abs. 3 Satz 1 BGB ist § 1609 Entwurf anwend- 

bar. Danach steht der Anspruch nach § 16151 BGB künftig im zweiten Rang. Wegen des 

Sachzusammenhangs gilt das sowohl für die in § 16151 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 BGB geregel- 


